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Die deutſche Frage und ihre Löſung. 


In dieſem Augenblick dürfte die Löſung der deutſchen 
Frage die Aufmerkſamkeit am meiſten auf ſich ziehen. 
Wir geben in unſerer Wechenſchau eine Zuſammen⸗ 
ſtellung der Dokumente, welche den Standpunkt be⸗ 
zeichnen, den die Regierung in dieſer Frage eingenom⸗ 
men hat; es iſt, wie der Miniſterpräſfident ſich ausdrückt, 
der Standpunkt, der nur das will, was im Augenblick 
erreichbar iſt. Dieſes Erreichbare iſt nach ihm nur die 
Herſtellung eines norddeutſchen Bundes, fo daß für deu 
Augenblick keine Hoffnung vorhanden zu ſein ſcheint, daß 
aus der blutigen Saat ein geeinigtes Deutſchland her⸗ 
vorgehe. Wir erkennen gern an, daß Graf Bismarck ſich 
die Zukunft frei erhalten hat. Er hat ſich in dieſer Be⸗ 
iehung ungefähr folgendermaßen geäußert: „Die könig⸗ 
liche Regirung hat ſich die Grenze des Möglichen ſtellen 
müſſen, d. h. deſſen, was ſich erringen läßt ohne zu 
große, unverhältnißmäßige Opfer, und ohne die Zukunft 
zu kompromittiren. Das hätten wir aber gethan, wenn 
wir über die unſerer Politik jetzt geſtellte Linie hinaus⸗ 
gegangen wären. Die Zufage aber, welche wir in dieſer 

eziehung gegeben, müſſen wir halten und ſo vor allem 
den Glauben an unſer Wort befeſtigen. Wir glauben 
aber auch nicht, daß es nützlich geweſen wäre jetzt weiter 
zu gehen. Wir haben auch in der preußiſchen Re⸗ 
gierung ſo viel Ehrgeiz, daß er eher der Mäßigung als 
der Stimulirung bedarf. Nach den Friedenspräliminarien 
iſt die Regelung der nationalen Beziehungen des ſüd⸗ 
deutſchen Bundes zu dem norddeutſchen vorbehalten. 
Sie iſt alſo nicht ausgeſchloſſen und die Art derſelben 
wird weſentlich davon abhängen, ob das Bedürfniß dazu 
von Süddeutſchland ſowohl in ſeinen Regierungen, wie 
in ſeinen Völkerſchaften lebhafter empfunden wird, als 
dies gegenwärtig der Fall iſt, wo wir fehen, daß preu⸗ 
ßiſche Militärs, die ſich jenſeits der Demarkationslinie 
zeigen, den Ausbrüchen der Volkswuth ausgeſetzt ſind.“ 

o ſehr wir uns nun auch freuen, daß hier Graf Bis⸗ 
marck ſelbſt klar und deutlich die Bedeutung anerkennt, 
welche die Wünſche der Bevölkerung auf die Entſchei⸗ 
dung über das Schickſal eines Landes haben muß, fo 


glauben wir doch nicht, daß dieſer Grund der beſtim⸗ 
mende für die preußiſche Regierung ſein kann. Nicht 
etwa, daß wir glauben, die Wünſche der Bevölkerung 
verdienten keine ſolche Berückſichtigung, im Gegentheil, 
wir haben ſtets den Satz vertheidigt, daß ein Volk ſelbſt 
über ſein Geſchick zu beſtimmen hat; aber wir glauben 
nicht, daß die Abneigung des ſüddeutſchen Volkes gegen 
die Führung des deutſchen Bundesſtaates durch Preußen 
ſo groß iſt, daß ſie allein eine Theilung Deutſchlands 
rechtfertigen würde. Mögen immerhin an einzelnen 
Orten, wo die Bevölkerung durch die im Kriege unver⸗ 
meidlichen Beläſtigungen gereizt, oder vielleicht auch durch 
fanatiſche Parteigänger angeſtachelt iſt, ſolche Exzeſſe, wie 
fie. Graf Bismarck erwähnt, vorgekommen. fein, im 
Ganzen zeigt ſich in Süddeutſchland der dringende 
Wunſch, mit Norddeutſchland vereint zu bleiben, ein 
Wunſch, der ſo dringend iſt, daß keine der dortigen Re⸗ 
gierungen es wagen dürfte, einem ſolchen Plane, wenn 
Preußen ihn begünſtigte, hindernd in den Weg zu treten. 
Daß dieſer Wunſch wirklich exiſtirt und zwar in ganz 
Süddeutſchland exiſtirt, das beweiſen die wiederholten 
Verſammlungen, welche an allen Orten, ſogar in 
München ſtattfinden, und dringend den Anſchluß an den 
norddeutſchen Bund mit preußiſcher Führung fordern. 

Deßhalb müſſen wir wohl den letzten Grund für 
das Verzichten auf die volle Einheit Deutſchlands für 
den Augenblick wo anders ſuchen, und es liegt wohl in 
den Worten, daß die Ausführung jetzt „unverhält⸗ 
nißmäßige Opfer“ koſten würde. Darin können wir nur 
die Hindeutung auf eine für dieſen Fall vom Auslande, 
alſo wohl von Frankreich, drohende Gefahr ſehen. Aber 
gerade dieſe Gefahr, die uns bei der Nachgiebigkeit, viel⸗ 
leicht nicht augenblicklich, aber darum doch nicht in ge⸗ 
ringerem Maße bedroht, enthält nach unſerer Anſicht die 
dringende Mahnung, jo ſchnell wie möglich an die Her⸗ 
ſtellung der vollen deutſchen Einheit zu gehen, ehe es 
franzöſiſchen und öſterreichiſchen Intriguen gelungen iſt, 
Süddeutſchland in eine direkt feindliche Stellung zu uns 
zu bringen. 3 

Dann erſt würde jener erſterwähnte Grund zur 
Wahrheit werden, und es würden alsdann der Aus⸗ 


führung jenes Planes nicht nur die jetzt vom Auslande 
drohenden Gefahren in unvermindertem Maße enigegen⸗ 
ſtehen, ſondern es würde ſich dazu noch der Widerſtand 
der ſüddeutſchen Bevölkerung geſellen, in welchem dann 


gleichzeitig das Ausland eine Stütze zur Einmiſchung in' 


die deutſchen Angelegenheiten finden würde. 


»Politiſche Mochenſchau. 

Preußen. Das Hauptereigniß der letzten Woche ift die That⸗ 
ſache, daß die Regierung ihren beſtimmten Willen über das 
Schickjal der eroberten Länder in Norddeutſchland ausgeſprochen 
hat. Sie hat dies in ciner königlichen Botſchaft gethan, 
welche den beiden Häufern des Landtages durch den Miniſter⸗ 
präſidenten verkündet iſt. Wir laſſen dieſe Botſchaft, den 
daran geknüpften Geſetzentwurf, deſſen Annahme von beiden 
e bald zu erwarten ſteht, und die Motiven deſſelben 
folgen: 

Die königliche Botſchaft lautet: „Wir Wilhelm von 
Gottes Gnaden König von Pieußen thun kund und fügen 
hiermit zu wiſſen: Die Regierungen des Königsreichs Han⸗ 
nover, des Kurfürſtenthums Heſſen und des Herzogthums 
Naſſau, ſowie die freie Stadt Franlfurt haben ſich durch 
ihre Theilnahme an dem feindſeligen Verhalten des ehema- 
ligen Bundestages in off nen Kriegszuſtand mit Preußen 
verſetzt; ſie haben ſowohl die Neutralität, als das von 
Preußen unter dem Verſprechen der Garantie ihres Territo— 
rialbeftandes ihnen wiederholt und noch in letzter Stunde 
angebotene Bündniß abgelehnt, haben an dem Krieg Oeſter⸗ 
reichs mit Preußen thätig Antheil genommen und die Ent⸗ 
ſcheidung des Krieges über ſich und ihre Länder angerufen; 
dieſe Entſcheidung iſt nach Gottes Rathſchluß gegen fie aus ⸗ 
gefallen; die politifche Nothwendigkeit zwingt uns, ihnen die 
Regierungsgewalt, deren ſie durch das ſiegreiche Vordringen 
unſeres Heeres entkleidet ſind, nicht wieder zu übertragen. 
Die genannten Länder würden, falls ſie ihre Selbſtſtändig⸗ 
keit bewahrten, vermöge ihrer geographiſchen Lage bei einer 
feindſeligen oder auch nur zweifelhaften Stellung ihrer Re⸗ 
ierungen der preußiſchen Politik und militäriſchen Aktion 
chwierigkeiten und Hemmniſſe bieten können, welche weit über 
das Mah ihrer thatſächlichen Macht und Bedeutung hinaus 
gehen. Nicht in dem Verlangen nach Ländererwerb, jondern 
in der Pflicht, unſere ererbten Staaten vor wiederkehrenden 
Gefahren zu ſchützen, der nationalen Neugeſtaltung Deutſch⸗ 
lands eine breitere und feſtere Grundlage zu geben, liegt 
für uns die Nothwendigkeit, das Königreich Hannover, das 
Kurfürſtenthum Heſſen, das Herzogthum Naſſau und die 
freie Stadt Frankfurt mit unſerer Monarchie zu ver⸗ 
einigen. Wohl wiſſen wir, daß nur ein Theil der Bevöl⸗ 
kerung jener Staaten mit uns die Ueberzeugung von dieſer 
Nothwendigkeit theilt; wir achten und ehren die Gefühle der 
Treue und Anhänglichkeit, welche die Bewohner derſelben 
an ihre bisherigen Fürſtenhäuſer und ihre ſelbſtſtändigen po⸗ 
litiſchen Einrichtungen knüpfen; allein wir vertrauen, daß 
die lebendige Betheiligung an der fortſchreitenden Entwickelung 
des nationalen Gemeinweſens in Verbindung mit einer 
ſchonenden Behandlung berechtigter Eigenthümlickkeiten den 
unvermeidlichen Uebergang in die neue größere Gemeinſchaft 
erleichtern werde. Die beiden Häuſer des Landtags fordern 
wir auf, die zur beabſichtigten Vereinigung erforderliche ver⸗ 
faſſungsmäßige Einwilligung zu ertheilen, und laſſen ihnen 
zu dieſem Behuf den beifolgenden Geſetzentwurf zugehen.“ 
Der Geſetzentwurf iſt folgender: „Wir Wilhelm 
von Gottes Gnaden, König von Preußen verordnen unter 
Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, was 
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folgt: §. 1. Wir übernehmen für uns und unſere Nach⸗ 
folger auf Grund des Artikels 55 der Verfaſſungs - Urkunde 
für den preußiſchen Staat die Regierung über das König⸗ 
reich Hannover, das Kurfürſtenthum Heſſen, das Herzogthum 
Naſſau und die freie Stadt Frankfurt. F. 2. Die definitive 
Regulirung der Beziehungen dieſer Länder zu dem preußi⸗ 
ſchen Staatsgebiete auf Grund des Art. 2 der Verfaſſungs⸗ 
urkunde erfolgt mittelſt beſonderen Geſetzes. F. 3. Das 
Staateminifterium wird mit der Ausführung des gegenwär- 
tigen Geſetzes beauftragt. Urkundlich ꝛc. Zur Beglaubigung: 
v. Bismarck. 

Die Motive zu dem Geſetzentwurf lauten: 

„Die Regierungen des Königreichs Hannover, des Kurs 
fürſtenthums Heſſen und des Herzogthums Naſſau, ſowie die 
freie Stadt Frankfurt haben, durch ihre beharrliche Ablehnung 
der von Preußen vorgeſchlagenen Reform des Deutſchen Bun⸗ 
des und durch den offenen mit dem Zwecke der Vereitelung 
derſelben unternommenen Krieg bewieſen, daß auf ihre Mit⸗ 
wirkung zur Befriedigung der nationalen Bedürfniſſe und be⸗ 
rechtigten Wünſche des deutſchen Volkes nicht zu rechnen iſt. 
Sie haben damit ihren Fortbeſtand unmoglich gemacht, indem 
fie gezeigt haben, daß derſelbe mit der Erreichung befriedigen 
der Zuſtände der deutſchen Nation unvereinbar iſt. Neben 
dieſer Unverträglichkeit mit einer Rekonſtruktion Deutſchlands 
auf nationalen Grundlagen würde der Fortbeſtand dieſer 
Staaten eine fortdauernde Gefahr für Preußen in ſich 
ſchließen. Die letzten Ereigniſſe haben gezeigt, wie groß die 
Gefahr iſt, indem Preußen ſich genöthigt geſehen hat, im 
Augenblicke eines, die ganze Kraft der Nation in Anſpruch 
nehmenden Krieges gegen eine ebenbürtige Großmacht, einen 
bedeutenden Theil ſeiner Streitkräfte zur Okkupation jener, 
es im Rücken und von der Seite bedrohten Länder zu ver⸗ 
wenden. Dieſer Zuftand darf nicht wiederkehren. Er muß 
für immer beſeitigt werden. Se. Majeſtät der König hat 
ſich daher entſchloſſen, zur Sicherſtellung der eigenen und der 
übrigen deutſchen Lande von dem durch die Fügung der Vor⸗ 
ſehung Ihm verliehenen Rechte Gebrauch zu machen und die 
Regierung über die gegenwärtig von preußiſchen Truppen 
okkupirten und in preußiſcher Verwaltung befindlichen Territo⸗ 
rien des Königreichs Hannover, des Kurfürſtenthums Heſſen, 
des Herzogthums Naſſau und der Stadt Frankfurt a. M. 
mit ihrem Gebiet auf Grund des Art. 54 der Verfaſſung 
zu übernehmen. Die Herzogthümer Holſtein und Schleswig 
hat Se. Majeſtät der König bisher in gemeinſamem Recht 
mit Sr. Majeſtät dem Kaiſer von Oeſtreich auf Grund des 
Wiener Vertrages v. 30. Okt. 1864 beſeſſen. Nachdem Se. 
Majeſtät der Kaiſer ſich bereit erklärt hat, alle ihm aus die» 
ſem Vertrage zuſtehenden Rechte auf Se. Majeſtät den König 
zu übertragen, wird Se. Majeſtät der König, ſobald der 
Friede mit Oeſtreich ratifizirt fan wird, die Regierung auch 
dieſer beiden Herzogthümer definitiv übernehmen. Wenn die 
nördlichen Diftrikte des Herzogthums Schleswig in freier 
Abſtimmung den Wunſch aussprechen ſollten, mit dem König - 
reich Dänemark vereinigt zu werden, ſo wird Se. Majeſtät 
der König dieſem Wunſche ſtattgeben. Die individuellen 
Verhältniſſe und Beſonderheiten der neuerworbenen Länder 
und Landestheile werden eine vielfache Berückſichtigung er⸗ 
fordern, deren Tragweite ſich noch nicht überſehen läßt. Es 
iſt der Wille Sr. Majeſtät des Königs den wirklichen Be 
dürfniſſen gerecht zu werden, und die billigen Rückſichten auf 
berechtigte Eigenthümlichkeiten mit den Forderungen des all ⸗ 
gemeinen Staatswohls und der Gerechtigkeit gegen alle ſeine 
Unterthanen auszugleichen. Deshalb konnte die ſofortige Auf⸗ 
nahme dieſer Länder in das preußiſche Staatsgebiet nicht er⸗ 
folgen, vielmehr muß es einer, hoffentlich nahen Zukunft 


vorbehalten bleiben, die ſämmtlichen unter der Herrſchaft des 
Königs befindlichen Lande in ein Ganzes zu vereinigen, ſo⸗ 
bald die neu erworbenen Länder durch das jetzt einzurichtende 
Uebergangsſtadium dazu vorbereitet ſein werden. Die dahin 
zielenden Vorlagen werden, nach Maßgabe des Art. 2 der 
Verfaſſungs - Urkunde, dem Landtage feiner Zeit gemacht 
werden.“ 

Es iſt alfo nicht die Abſicht der Regierung, die vollſtän⸗ 
dige Einverleibung der vier genannten Staaten ſogleich ein⸗ 
treten zu laſſen, obgleich dieſe vollſtändige Verſchmelzung der 
verſchiedenen Staatsgebiete in ein einheitliches Ganze als das 
Ziel der Beſtrebungen ganz offen hingeſtellt wird. Hoffent⸗ 
lich wird dieſer Uebergangszuſtand nicht lange währen. 

Neben dieſen Aktenſtücken über die Löſung der deutſchen 
(oder vielmehr norddeutſchen) Frage liegt in dieſer Beziehung 
noch die Aeußerung vor, welche Graf Bismarck in der 
Adreßkommiſſion bei der Debatte über den dieſe Frage 
betreffenden Paſſus gemacht hat. Sie lautet im Weſentlichen 
wie folgt: „Ueber die in der deutſchen Politik zu erſtre⸗ 
benden Ziele iſt wenig Meinungsverſchie denheit, 
weder zwiſchen den einzelnen Antragſtellern der Adreſſen, noch 
wiſchen der Regierung und der Se Es diele 
ſich nur, auf welchem Wege und mit welchen Mitteln dieſe 
Ziele ſich erreichen laſſen. Die königl. Regierung hat fich 
die Grenze des Mäglichen ſtellen müſſen, d. h. deſſen was 
fi erringen läßt ohne zu große, unverhältnißmäßige Opfer 
und ohne die Zukunft zu kompromittiren. 

Zunächſt kam es uns darauf an, dem neuen Bunde feſte 
Grundlagen zu geben. Ich glaube, daß ſie um ſo weniger 
feſt ausfallen würden, je ausgedehnter derſelbe wäre; wir könn⸗ 
ten unmöglich einem Staate wie Baiern ſolche Aae ange 
ſtellen, wie wir ſie im Norden jetzt erheben müſſen. Die 
erſte dieſer feſten Grundlagen ſuchen wir in einem ſtarken 
Preußen, ſo zu ſagen in einer ſtarken Hausmacht des leiten⸗ 
den Staates, den wir deshalb in ſeinem direkten Beſitz erheb⸗ 
lich verſtärkt haben. Das Band des engeren Bundes, durch 
das wir außerdem Norddeutſchland verknüpfen wollen, wird 
dagegen ſo feſt wie die Einverleibung nicht ausfallen. Indeß 
gab es, um der Wiederkehr ſolcher Dinge vorzubeugen, daß 
befreundete oder verwandte Volksſtämme, durch ihre Regie 
rungen genöthigt, uns im Rücken unſerer Heere entgegenkre⸗ 
ten konnten, nur zwei oder eigentlich drei Methoden. Die 
eine iſt eben die Einverleibung und die vollkommene 
Verschmelzung mit Preußen, ſelbſt bei widerſtrebender Bevöl ⸗ 
kerung, namentlich widerſtrebendem Beamten⸗ und Offtzier⸗ 
ſtande, die ſich durch ihre Treue an die früheren Regierungen 
gebunden fühlen. Die Regierung denkt die Schwierigkeiten 
derſelben auf deutſche Art zu überwinden, durch Schonung 
der Eigenthümlichkeiten und allmählige Eingewöhnung, nicht, 
wie es bei romaniſchen Völkern üblich iſt, mit einem Schlage. 
Die zweite Melhode iſt die Theilung der Hoheitsrechte, 
jo daß es gewiſſermaßen einen Militärherrſcher und einen 
Civilherrſcher giebt; durch die Umſtände genöthigt, werden 
wir dieſe Methode in Sachſen verſuchen müſſen. Früher 
hatte ich eine lebhafte Neigung für dies Syſtem. Nach den 
Eindrücken aber, die mir bei Gelegenheit der Aufftellung der 
Februarbedingungen gegenüber von Schleswig⸗Holſtein gewor⸗ 
den, befürchte ich, daß ein ſolches Syſtem eine dauernde 
Quelle von Verſtimmungen bilden wird, eine Quelle, die län⸗ 
ger fließen dürfte, als die Abneigung gegen den neuen Herr⸗ 
ſcher bei wirklich annektirten Ländern. 

„Die dritte Methode endlich wäre die Zerreißung des 
bisher beſtandenen Gemeinweſens; das haben wir 
verſchmäht, ein ſehr verkleinertes Hannover, Sachſen, Kur⸗ 
heſſen u. ſ. w. Mit diefem Syſtem haben wir 1815 in 


Sachſen trübe Erfahrungen gemacht. Zwar find die an 
Preußen gekommenen Theile völlig mit dieſem Staate ver⸗ 
wachſen, aber in dem ſelbſtändig gebliebenen Theile hat ſich 
von, da ab eine entſchiedene Abneigung gegen Preußen erhal- 
ten; deshalb haben wir dies Syſtem, das uns ſuppeditirt 
wurde, diesmal völlig beſeitigt, wir haben das Intereſſe der 
Regierten über das der Dynaſtien geſtellt. Es iſt wahr, es 
macht dies vielleicht den Eindruck der Ungerechtigkeit, aber 
die Politik hat nicht die Aufgabe der Nemeſts, die Rache iſt 
nicht unſer, ſondern wir haben zu thun, was für den preußi⸗ 
ſchen Staat eine Nothwendigkeit ift, und deshalb haben wir 
uns durch kein dynaſtiſches Mitgefühl leiten laſſen. 

Was die Reichsverfaſſung angeht, ſo iſt auch ſie nur eine 
der Formen, in der das von mir angedeutete Problem gelöſt 
wird. Ich gebe zu, daß fie das, theoretiſch genommen, ſchär⸗ 
fer und richtiger thut, als unſer Bundesprojekt, indem ſie 
die Fürſten gewiſſermaßen zu Unterthanen, zu Vaſallen des 
des Kaiſers macht; dieſe werden aber vielmehr geneigt ſein, 
einem Mitverbündeten, einem Beamten des Bundes 
99 85 einzuräumen, als einem eigentlichen Kaiſer und Lehns⸗ 

errn.“ 

Zu der Adreſſe, welche von dem Hauſe als Antwort 
auf die Thronrede an den König gerichtet werden ſell, find 
von allen einzelnen Parteien in der Kammer Entwürfe ein⸗ 
gereicht worden. Da uns der Raum nicht geſtattet, fie alle 
mitzutheilen, und noch nicht gewiß iſt, für welche Faſſung 
ſich die Mehrheit entſcheiden wird, fo werden wir erſt in der 
nächſten Nummer die angenommene Adreſſe mittheilen. 

Die Kommiſſion, welche die Indemnitätsvorlage der 
Regierung berathen, hat ihre Arbeiten beendigt. Sie ſchlägt 
die Annahme der in einigen Punkten abgeänderten Vor⸗ 
lage vor. 

Unter den 1 der Fortſchrittspartei, welche ſo 
lange Schulter an Schulter für das, was ſie zum Heile des 
Vaterlandes für nothwendig halten, gekämpft haben, haben 
ſich Meinungsverſchiedenheiten über die ag de Partei- 
taktik gezeigt, welche mit dem Austritt einiger Mitglieder aus 
der Partei geendigt haben. 

Gegen den Abg. Dr. Joh. Jacoby iſt eine Anklage 
wegen Miniſterbeleidigung erhoben worden. Dieſelbe ſoll in 
der Reſolution enthalten fein, welche in Königsberg ſ. 3. 
gegen den Krieg gefaßt worden iſt. 


Das Neichswahlgeſetz. 

Wir haben ſchon vor acht Tagen das Wahlgeſetz zum 
Reichstag des deutſchen Bundes“ nach den Vorſchlägen unſe⸗ 
rer Regierung mitgetheilt. Wir mußten es beklagen, daß 
dieſes Geſetz ſich nur auf das nördliche Deutſchland beziehen 
fol, daß alſo Bayern, Würtemberg, Baden und Heſſen⸗ 
Darmſtadt noch auf eine unbeſtimmte Zeit von uns getrennt 
bleiben ſollen, denn das preußiſche wie das geſammte deutſche 
Volk kann auf einen feſten und dauernden und durch ſeine 
Dauerhaftigkeit ſegensreichen Frieden erſt von dem Augen · 
blicke an rechnen, wo das ganze außeröſtreichiſche Deutſchland 
10 125 feſten ſtaatlichen Gemeinſchaft mit einander ver⸗ 
unden iſt. 

Dach mir erkennen es an, daß die Regierung durch die 
Thaten der jüngſten Vergangenheit zwar nicht Alles, aber 
doch Großes erreicht hat. Daran müſſen wir für jetzt uns 
genügen laſſen, wenn zunächſt nur der jetzt mit Preußen 
vereinigte Theil Deutſchlands eine wirklich gute Verfaſſung 
bekommt. Freilich iſt zu einer guten Verfaſſung noch viel 
mehr nöthig, als blos ein gutes a es aber ein 
ſchlechtes Wahlgeſetz kann auch die ſonſt beſte Verfaſſung 
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nicht m überflüffig, die Aufmerkſamkeit unſerer Leſer noch 
550 auf die ſchon beſprochene Vorlage der Regierung zu 
enken. 

Wir müſſen vor Allem daran erinnern, daß das vorge⸗ 
ſchlagene Reichswahlgeſetz von dem Wahlgeſetze für das 
preußiſche Abgeordnetenhaus in drei weſenilichen Punkten 
abweicht. Außerdem iſt aber auch die Entſtehungsart eine 
andere. Das letztere wurde am 30. Mai 1849 ohne Mit⸗ 
wirkung der Volksvertretung dem Lande von einer konſerva⸗ 
tiven Regierung oktroyirt; das erſtere wird, den Geboten der 
Verfaſſung gemäß, nicht eher ins Leben treten, als bis die 
Volksvertretung es genehmigt hat. 

Jene drei Punkte ſind nun folgende: 

. 1) 1849 galten die indirekten Wahlen für konſervativ. 
Die wahlberechtigten Männer des Landes dürfen nicht unmit- 
telbar nur ſelbſt die Abgeordneten ernennen, ſie dürfen vielmehr 
nur Wahlmänner wählen, denen allein die Ernennung der 
Abgeordneten zuſteht. 1866 dagegen verlangt die Regierung 
direkte Wahlen. Für den Reichstag ſoll es alſo keine 
Wahlmänner geben, wie für den preußiſchen Landtag, ſondern 
jeder Wähler ſoll unmittelbar den Namen desjenigen nennen, 
den er zum Reichstagsabgeordneten gewählt wiſſen will. 

2) 1849 galt es für ſehr konſervativ, die Wähler des 
Landes nach Maßgabe ihrer Steuern in drei Abtheilungen 
zu theilen und zwar ſo, daß durchichnittlich 47 Urwähler der 
erſten Abtheilung gerade eben ſo viele Wahlmänner zu 
wählen haben, wie 135 der zweiten und 818 der dritten. 
Für den Reichstag dagegen hielt die Regierung es jetzt für 
gerecht, daß alle Wähler des Landes, ohne Rückſicht auf ihr 
Vermögen, das gleiche Wahlrecht ausüben. 

3) 1849 galt es für konſervat'v, die Abſtimmungen da⸗ 
durch zu beaufſichtigen, daß jeder Urwähler und Wahlmann 
dem Wahlkommiſſarius ſeine Stimme laut zu Protokoll 
geben mußte. Zu Gunſten des Reichstages vagegen entſagt 
die Regierung jetzt einer jeden Beaufſichtigung. Die Wähler 
ſollen ihre Stimme ſchriftlich abgeben, ſo daß ſtatt der 
öffentlichen Abſtimmung die geheime eintritt. 

Wir ſehen aus dieſen Unterſchieden, daß die Regierung 
für den Reichstag in einer Weiſe wählen laſſen will, die für 
den preußiſchen Landtag nicht gilt, und die viele Jahre hin⸗ 
durch von unſern Konſervativen für durch und durch revolu⸗ 
tionär verſchrien wurde. Wir haben uns durch diefes Ger 
ſchrei nie irre machen laſſen, ſondern ſtets das vertheidigt, 
was wir für Recht hielten, und wir laſſen uns auch heut 
nicht irre machen, wenn allzeit dienſtfertige Konſervative jetzt 
gerade das Gegentheil von dem fagen, was ſie früher mit ſo 
viel ſcheinbarer, Leidenſchaft behauptet hatten. Wir ſehen 
uns vielmehr mit ruhiger Ueberlegung erſt die Sache ſelbſt 
an und uriheilen dann. 

Ueber die direkten Wahlen haben wir ſchon vor acht 
Tagen geſprochen. Wir ſagten, daß dieſelben in einem durch⸗ 
weg freien Staate vollkommen an ihrem Platze ſind. Aber 
fie haben ihr bedenkliches, wenn die Wähler nicht unbehindert 
ſich mit einander verſtändigen können. Wie ſoll aber eine 
Verſtändigung unter den vielen tauſend Wählern eines Wahl⸗ 
bezirkes ftattfinden, wenn Maſſenverſammlungen, die doch nur 
unter freiem Himmel ſtattfinden können, jedesmal der orts⸗ 
volizeilichen Erlaubniß bedürfen, und wenn ſelbſt kleinere 
Versammlungen in geſchloſſenen Räumen von der Polizei 
überwacht und jedesmal aufgelöft werden können, wenn der 
überwachende Beamte auch nur glaubt, daß gegen irgend ein 
Geſetz verſtoßen fer. Aber nicht nur die mündliche Verſtän⸗ 
digung, auch die Verſtändigung durch die Preſſe iſt den 


Wählern ſehr erſchwert, denn es ift keine Druckſchrift davor 
fier, daß nicht dieſer oder jener Beamte irgend eine Unge⸗ 
ſetzlichkeit in derſelben zu finden glaubt und daß er fie dann 
ſofort mit Beſchlag belegt. Wenn auch die höheren Behör- 
den und die Gerichtshöfe ſpäter anderer Meinung find, ſo 
wird die Freigebung der Schrift doch in der Regel erſt dann 
erfolgen, wenn die Wahlen längſt vorüber ſind. Deßhalb 
wünſchen wir, daß gleichzeitig mit dem Reichswahlgeſetz ein 
anderes Geſetz erlaſſen werde, durch welches alle ſolche Be⸗ 
ſchränkungen des Verſammlungsrechtes und der Preßfreiheit 
aufgehoben werden, ſonſt möchten wir faft der indirekten 
Wahl den Vorzug geben, da die wenigen Wähler eines Ur⸗ 
wahlbezirkes und die Wahlmänner ſich leichter unter einander 
verſtändigen können. 

Es iſt möglich, daß manche Bewohner unſerer größten 
Städte, die ſchon in ſich ſelbſt einen oder gar mehrere Wahl⸗ 
bezirke bilden, dieſe Anſicht nicht theilen. Auch mag in den 
dichter bevölkerten Theilen beſonders der weſtlichen Provinzen, 
mancher Widerſpruch erhoben werden. Aber man möge wohl 
bedenken, daß die weit überwiegende Mehrzahl der Reichstags⸗ 
abgeordneten, zumal in den öſtlichen Provinzen, in Bezirken 
gewählt werden ſoll, von denen die meiſten nicht unter 30 
und gar manche an 40 bis 50 Quadratmeilen groß ſind. 
Sie werden zugeben, daß in ſo großen Wahlbezirken eine 
Verſtändigung über den zu wählenden Abgeordneten bei 
direktem Wahlrechte nur dann von allen Schwierigkeiten 
frei fein wird, wenn wir freies Vereins⸗ und Verſammlungs⸗ 
recht und volle Preßfreiheit beſitzen. Außerdem möge man 
ſich erinnern, daß an den weniger begünſtigten Stellen unjeres 
Landes, wo die Ausübung des direkten Wahlrechtes ſelbſt 
unter den gegenwärtigen Verhältniſſen keine beſonderen 
Schwierigkeiten darbieten ſollte, es ein ſehr einfaches Mittel 
giebt, die indirekten Wahlen in ſolcher Weiſe zu vollziehen, 
daß ſie daſſelbe Ergebniß haben können, wie die direkten es 
haben würden. Dies Mittel beſteht einfach darin, daß die 
Urwähler nur ſolche Wahlmänner wählen, von denen ſie mit 
Sicherheit erwarten, daß ſie den für die Abgeordnetenwahl 
im Voraus ihnen bezeichneten Kandidaten ihre Stimme 
geben werden. Aehnlich machen es die Nordamerikaner bei 
der Wahl ihres Präſidenten. Auch dieſe Wahl iſt formell 
eine indirekte; aber die Wahlmänner find auf einen be. 
ſtimmten Kandidaten verpflichtet, und es wird ſo die Wahl 
in Wahrheit zu einer direkten. Sobald die Urwahlen be⸗ 
endigt ſind, weiß man in Nordamerika ganz genau, wie viel 
Stimmen dieſer oder jener Kandidat bei der Hauptwahl 
erhalten wird. Doch brauchen wir gar nicht ſo weit zu 
gehen. Auch in Berlin, in Köln, in Breslau und in anderen 
großen Städten, ſowie in einigen ländlichen Wahlbezirken 
mit beſonders dichter Bevölkerung findet nach beendigten Ur. 
wahlen ja gar kein Zweifel mehr über den Abgeordneten 
ſtatt, den die Wahlmänner wählen werden. 

Wenn wir aber auch Bedenken haben gegen die Zweck⸗ 
mäßigkeit der Einführung des direkten Wahlrechts, ſo müſſen 
wir doch daſſelbe als einen Fortſchritt anerkennen, und wollen 
wir nun hoffen, daß gerade die Anerkennung des direkten 
Wahlrechtes weſentlich dazu beitragen möge, die Hemmniſſe 
zu beſeitigen, welche wir oben bezeichnet haben. 

In Betreff der beiden anderen oben erwähnten Punkte 
können wir nur ſagen, daß die weſentlichen Vorzüge des 
vorgeſchlagenen Reichswahlgeſetzes vor dem beſtehenden Preußi⸗ 
ſchen Wahlgeſetze von Niemanden geleugnet werden können. 

zu kommen wir in der nächſten Nummer darauf 
zurück. 


—— ng 
Verlag von Alexander Jonas in Berlin. — Druck von Franz Duncker in Berlin. — Verantwortlicher Redakteur und Herausgeber: Dr. Lewinſtein in Berlin. 


